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5 0 4 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der EUROCONTROL zur Erneuerung und
Änderung des Vertrages über die Einhebung von Flugsicherungsstrecken-
gebühren

5 0 5 . Bundesgesetz: Flugsicherungsstreckengebührengesetz 1973

504.

Nachdem der am 14. Mai 1973 in Brüssel unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der EUROCONTROL zur Erneuerung und Änderung des Vertrages über die Ein-
hebung von Flugsicherungsstreckengebühren, dessen Art. 1 2. 3 verfassungsändernde Bestimmungen
enthält und welcher also lautet:

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER EUROCONTROL
ZUR ERNEUERUNG UND ÄNDERUNG
DES VERTRAGES ÜBER DIE EIN-
HEBUNG VON FLUGSICHERUNGS-

STRECKENGEBÜHREN *)

Die Republik Österreich
und
die Europäische Organisation zur Sicherung

der Luftfahrt (EUROCONTROL), vertreten
durch die Agentur für Luftverkehrs-Sicherungs-
dienste;

Gestützt auf das am 13. Dezember 1960 in
Brüssel unterzeichnete Internationale Überein-
kommen über Zusammenarbeit zur Sicherung
der Luftfahrt „EUROCONTROL", insbesondere
dessen Artikel 13;

Gestützt auf den von der Ständigen Kommis-
sion zur Sicherung der Luftfahrt auf ihrer
38. Sitzung am 12. April 1973 gefaßten Beschluß
Nr. 19;

Sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Der am 8. Juli 1971 in Brüssel unterzeichnete
Vertrag zwischen der Republik Österreich und
der Europäischen Organisation zur Sicherung der
Luftfahrt „EUROCONTROL" über die Ein-
hebung von Flugsicherungsstreckengebühren wird
wie folgt geändert:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 56/1972

1. Art. 3 lit. a hat zu lauten:

„a) das System der Gebührenregelung der
Republik Österreich dem System der Flug-
sicherungsstreckengebühren der EURO-
CONTROL-Mitgliedstaaten entspricht".

2. Im Art. 5 hat der letzte Satz zu lauten:

„Hierbei sind die Vereinnahmungskosten ent-
sprechend den im Gebührensystem vorgesehenen
Regelungen in Abzug zu bringen."

3. Art. 8 Abs. 2 Satz 1 wird derart geändert,
daß er wie folgt lautet:

„Er tritt mit 1. August 1971 in Kraft und
kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung
einer Frist von zwei Jahren gekündigt werden."

4. Art. 8 Abs. 3 hat zu entfallen.

5. Die Anlage zu dem Vertrag („Beschreibung
des Systems der Flugsicherungsstreckengebühren")
hat zu entfallen.

Artikel 2

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation seitens
der Republik Österreich. Er tritt mit 1. Novem-
ber 1973 in Kraft.

Geschehen zu Brüssel, am 14. Mai 1973 in zwei
Urschriften.

Für die EUROCONTROL:

R. Bulin

Für die Republik Österreich:

Farbowsky
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmigung des vorstehenden Staatsvertrages in seiner
Sitzung vom 3. Juli 1973 beschlossen, daß dieser Staatsvertrag im Sinne des Art. 50 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist.

Kreisky

5 0 5 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1973
betreffend Flugsicherungsstreckengebühren
(Flugsicherungsstreckengebührengesetz 1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Für die Bereitstellung von Flugsiche-
rungsstreckennavigationseinrichtungen und
-diensten sind Gebühren zu entrichten (Flug-
sicherungsstreckengebühren).

(2) Die Gebühr (r) ist nach folgender Formel
zu berechnen:

r = t X N.
In dieser Formel bedeuten t den Gebührensatz
(Abs. 6) und N die aus folgender Berechnung er-
mittelte Anzahl der Dienstleistungseinheiten:

N = d X p,
wobei unter d der Flugstreckenfaktor (Abs. 3)
und unter p der Luftfahrzeuggewichtsfaktor
(Abs. 4) zu verstehen ist.

(3) Der Flugstreckenfaktor entspricht dem hun-
dertsten Teil der in Kilometern ausgedrückten
Großkreisentfernung zwischen dem Abflugplatz
bzw. der Einflugstelle in den der österreichischen
Zuständigkeit unterliegenden Luftraum und dem
ersten Zielflugplatz bzw. der Ausflugstelle aus
dem der österreichischen Zuständigkeit unterlie-
genden Luftraum abzüglich 20 Kilometer für
jeden Start und jede Landung, unter Zugrunde-
legung der meistbeflogenen Flugstrecke zwischen
dem Abflugplatz und dem ersten Zielflugplatz.
Der Flugstreckenfaktor wird durch eine Zahl
mit zwei Dezimalstellen ausgedrückt. Die meist-
beflogenen Flugstrecken sind alljährlich neu zu
ermitteln. Soweit keine meistbeflogene Strecke
zwischen zwei Flugplätzen ermittelt werden
kann, gilt die kürzeste Strecke als beflogene
Flugstrecke.

(4) Der Luftfahrzeuggewichtsfaktor entspricht
der Quadratwurzel aus dem durch fünfzig ge-
teilten, in metrischen Tonnen ausgedrückten
höchstzulässigen Abfluggewicht des Luftfahr-
zeuges auf Grund des Lufttüchtigkeitszeugnisses,
des Flughandbuches oder eines anderen, gleich-
wertigen amtlichen Dokumentes. Der Luftfahr-
zeuggewichtsfaktor wird durch eine Zahl mit
zwei Dezimalstellen ausgedrückt. Der Bundes-
minister für Verkehr hat durch Verordnung
unter Berücksichtigung der Regelungen der euro-
päischen Staaten mit einem nach diesem Bundes-
gesetz geltenden, gleichartigen Gebührensystem
zu bestimmen, welches Gewicht bei Luftfahrzeu-
gen verschiedener Ausführungen derselben Type
als höchstzulässiges Abfluggewicht gilt.

(5) Die Summe der für die Gebührenberech-
nung zu berücksichtigenden Kosten (Gebühren-
erhebungsgrundlage) ist an Hand der in einem
vom Bundesminister für Verkehr durch Verord-
nung unter Berücksichtigung der Regelungen der
europäischen Staaten mit einem nach diesem
Bundesgesetz geltenden, gleichartigen Gebühren-
system zu bestimmenden Haushaltsjahr — und
zwar einem möglichst kurz, jedenfalls nicht mehr
als jeweils drei Jahre vor der Feststellung des
Wertes der Dienstleistungseinheit (Abs. 6) zu-
rückliegenden Haushaltsjahr — entstandenen
Kosten für Flugsicherungsstreckennavigations-
einrichtungen und -dienste zuzüglich 15 Prozent
festzustellen. Der Kostendeckungssatz ist vom
Bundesminister für Verkehr durch Verordnung
unter Berücksichtigung des Kostendeckungssatzes
der europäischen Staaten mit einem nach diesem
Bundesgesetz geltenden, gleichartigen Gebühren-
system zu bestimmen und darf für den mit In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes beginnenden
Zweijahreszeitraum nicht mehr als 30 Prozent
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und — bei möglichst gleichmäßiger Erhöhung
für jeweils zwei Jahre — frühestens ab 1. No-
vember 1978 100 Prozent betragen.

(6) Der Wert der vom Bundesminister für
Verkehr durch Verordnung festzustellenden
Dienstleistungseinheit (Gebührensatz) ist durch
Teilung der Gebührenerhebungsgrundlage
(Abs. 5) durch die Anzahl der im selben Zeit-
raum — jedoch unter Berücksichtigung des
letzten sich mit diesem Zeitraum überschneiden-
den Erhebungsjahres — erbrachten Dienst-
leistungseinheiten (Abs. 1) und Hinzuzählung
des vollen regionalen Vereinnahmungskosten-
satzes zu ermitteln. Der regionale Vereinnah-
mungskostensatz ergibt sich aus den geschätzten
jährlichen Gesamtvereinnahmungskosten der
Gebühreneinhebungsstelle, geteilt durch die ge-
schätzte Gesamtzahl der in diesem Zeitraum im
Gebührenerhebungsgebiet erbrachten Dienst-
leistungseinheiten. Der Wert der Dienstleistungs-
einheit ist in Abständen von jeweils zwei Jah-
ren jedenfalls neu zu berechnen.

(7) In die Erhebungsgrundlage (Abs. 5) nicht
einzubeziehen sind operationeile Militärflüge so-
wie Such- und Rettungsflüge. Der Bundesmini-
ster für Verkehr hat durch Verordnung unter
Berücksichtigung der Regelungen der europä-
ischen Staaten mit einem nach diesem Bundes-
gesetz geltenden, gleichartigen Gebührensystem
festzustellen, für welche Arten von gebühren-
befreiten Flügen (§ 3) die Erhebungsgrundlage
allenfalls berichtigt wird.

(8) Bei Änderungen des in Wien geltenden
Wechselkurses von österreichischen Schilling und
Dollars der Vereinigten Staaten von Amerika hat
der Bundesminister für Verkehr durch Verord-
nung die auf Grund der Abs. 2 bis 7 zu errech-
nende Gebühr neu festzustellen.

§ 2. (1) Die Gebührenpflicht entsteht — un-
beschadet der Bestimmungen im § 1 Abs. 3 —
mit der Durchführung von Flügen oder Teilen
von Flügen innerhalb des der österreichischen
Zuständigkeit unterliegenden Luftraumes, für
die Streckennavigationseinrichtungen und
-dienste bereitgestellt sind.

(2) Zur Entrichtung der Flugsicherungsstrek-
kengebühren sind die Halter der Luftfahrzeuge
verpflichtet, mit denen solche Flüge durchgeführt
worden sind. Im Zweifel gilt der Eigentümer
des Luftfahrzeuges als sein Halter.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Verkehr hat
durch Verordnung unter Berücksichtigung der
Regelungen der europäischen Staaten mit einem
nach diesem Bundesgesetz geltenden, gleicharti-
gen Gebührensystem zu bestimmen, daß für
folgende Arten von Flügen keine oder ermäßigte
Flugsicherungsstreckengebühren zu entrichten
sind:

a) für Flüge, die in die Erhebungsgrundlage
nicht einzubeziehen sind oder für welche
die Erhebungsgrundlage berichtigt wird
(§ 1 Abs. 7);

b) für im Interesse der Sicherheit der Luft-
fahrt oder unentgeltlich durchgeführte
Flüge; das sind Flüge zur Vermessung oder
Überwachung von Flugnavigationseinrich-
tungen, Erprobungsflüge und Flüge, die
ausschließlich der Schulung oder Ausbil-
dung von Luftfahrern dienen, sowie mit
Staatsluftfahrzeugen ohne Gewinnabsicht
durchgeführte Flüge;

c) für Flüge, bei denen die Berechnung oder
die Einhebung einen im Vergleich zur Ge-
bührenhöhe unverhältnismäßigen Aufwand
erfordern würde oder bei denen Flugsiche-
rungsstreckennavigationseinrichtungen und
-dienste normalerweise nur in geringem
Maße in Anspruch genommen werden
oder bei denen im Interesse der Sicherheit
der Luftfahrt eine Gebührenbefreiung
oder Gebührenermäßigung zweckmäßig er-
scheint; das sind nach dem derzeitigen
Stand des Luftverkehrs, der Flugsicherung
und des Gebührensystems vor allem Rund-
flüge, Flüge, die ausschließlich nach den
Sichtflugregeln durchgeführt werden, Flüge
mit Kleinluftfahrzeugen und Inlandsflüge.

(2) Für Flüge über den Nordatlantik, für die
in den europäischen Staaten mit einem nach die-
sem Bundesgesetz geltenden, gleichartigen Ge-
bührensystem Pauschalgebühren auf Grund ge-
wogener mittlerer Entfernungen nach den
Grundsätzen des § 1 festgelegt sind, hat der
Bundesminister für Verkehr durch Verordnung
derartige Pauschalgebühren für den gesamten
Flug innerhalb der europäischen Staaten mit
einem nach diesem Bundesgesetz geltenden,
gleichartigen Gebührensystem festzusetzen, so-
fern der Abflug innerhalb des Bundesgebietes
erfolgt oder der der österreichischen Zuständig-
keit unterliegende Luftraum als jener Luftraum
anzusehen ist, in den von den Lufträumen der
europäischen Staaten mit einem nach diesem
Bundesgesetz geltenden, gleichartigen Gebühren-
system als ersten eingeflogen wird. Diese Pau-
schalgebühren sind entsprechend den Grund-
sätzen des § 1 auf die bezeichneten Staaten auf-
zuteilen, sofern tatsächlich Gegenseitigkeit ge-
währleistet ist.

§ 4. (1) Die Flugsicherungsstreckengebühren
sind auf Aufforderung durch die EUROCON-
TROL an diese innerhalb von 30 Tagen, gerech-
net vom Tage der Absendung der Zahlungsauf-
forderung, zu bezahlen.

(2) Der Gebührenbetrag ist in Dollars der
Vereinigten Staaten von Amerika zu entrichten.
Erfolgt die Zahlung auf ein Bankkonto der
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EUROCONTROL in einem Mitgliedstaat oder
einem Vertragsstaat dieser Organisation, so
kann sie in der jeweiligen Landeswährung er-
folgen, wenn der Zahlungspflichtige Angehöriger
des betreffenden Staates ist. Die Umrechnung der
Dollarbeträge in diese Landeswährung hat zu
dem am Tage und Ort der Zahlung für Handels-
geschäfte geltenden Kurs zu erfolgen.

(3) Der Bundesminister für Verkehr hat durch
Verordnung unter Berücksichtigung der Rege-
lungen der europäischen Staaten mit einem nach
diesem Bundesgesetz geltenden, gleichartigen Ge-
bührensystem zu bestimmen, inwieweit Verzugs-
zinsen zu entrichten sind und gegebenenfalls,
inwieweit von der Einhebung von Verzugszinsen
wegen Geringfügigkeit oder wegen des voraus-
sichtlich unverhältnismäßigen Aufwandes abzu-
sehen ist. Die Höhe der Verzugszinsen darf mit
nicht mehr als neun Prozent pro Jahr festgesetzt
werden. Der Zeitpunkt, ab dem Verzugszinsen
zu entrichten sind, darf nicht vor dem dreißig-
sten Tage nach Durchführung des gebühren-
pflichtigen Fluges liegen.

§ 5. (1) Kommt ein Gebührenschuldner der
Aufforderung zur Zahlung an die EURO-
CONTROL nicht nach, so hat das Bundesamt
für Zivilluftfahrt einen Zahlungsauftrag zu er-
lassen.

(2) Auf das Verfahren finden ab der Einleitung
des Verfahrens zur Erlassung des Zahlungsauf-
trages durch das Bundesamt für Zivilluftfahrt das
EGVG 1950, das AVG 1950 und das W G 1950,
jeweils in der geltenden Fassung, Anwendung.

(3) Über Berufungen gegen die vom Bundesamt
für Zivilluftfahrt erlassenen Zahlungsaufträge
entscheidet der Bundesminister für Verkehr.

§ 6. Flugsicherungsstreckengebühren genießen
im Konkurs- und Ausgleichsverfahren das Vor-
recht nach § 52 der Konkursordnung bzw. nach
§ 23 der Ausgleichsordnung mit den dort ange-
führten Einschränkungen.

§ 7. Flugsicherungsstreckengebühren nach Maß-
gabe dieses Bundesgesetzes sind für die Bereit-
stellung von Flugsicherungsstreckennavigations-
einrichtungen und -diensten für Flüge zu ent-
richten, die nach dem 31. Oktober 1973 durch-
geführt werden.

§ 8. Mit der Vollziehung des § 6 dieses Bun-
desgesetzes wird der Bundesminister für Justiz,
mit der Vollziehung der übrigen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes der Bundesminister für Ver-
kehr betraut.

Jonas
Häuser Frühbauer Kirchschläger


